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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Politische Grundfragen

Zum Schluss der Fruhjahrssession lehnte der Nationalrat stillschweigend ein Postulat
Muller-Altermatt (cvp, SO) ab, das vom Bundesrat eine Liste mit Ereignissen verlangt
hétte, deren gedacht werden sollte. Gleichzeitig hatte der Bundesrat beurteilen sollen,
ob Gedenkfeiern in ausreichender Weise abgehalten wirden. Der Postulant begrindete
seinen Vorstoss damit, dass die Schweiz von Mythen lebe, die dem Grundverstéandnis
der modernen Schweiz allerdings nur bedingt gerecht wirden. Insbesondere mussten
Ereignisse gefeiert werden, welche zur Erlangung burgerlicher Freiheiten fuhrten, wie
etwa die Petition of Rights (London, 1628), die Erklarung der Menschenrechte wéhrend
der franzésischen Revolution oder die Européische Menschenrechtskonvention von
1948. Der Bundesrat hatte den Vorstoss zur Ablehnung beantragt, weil er Jubilden
erstens nur sehr zurlckhaltend unterstitze und zweitens die wissenschaftliche
Aufarbeitung und Interpretation von Geschichte nicht Aufgabe des Staates sein kénne. '

Nationale Identitat

Mitte September 2017 schrieb der Bundesrat in einer kurzen Stellungnahme, dass er
den Wert des Gosteli-Archivs anerkenne und dass das Archiv eine solide finanzielle
Basis brauche. Er zeigte sich bereit, zusammen mit méglichen Partnern abzuklaren, wie
das Gosteli-Archiv erhalten werden koénnte, stellte aber gleichzeitig klar, dass diese
Abklarung allein kein Prajudiz fur eine finanzielle Beteiligung des Bundes schaffen
wirde.

Am 29. September gelangte das Geschaft in den Nationalrat, wo es zunachst von Yves
Nidegger (svp, GE) bekdmpft und die Diskussion entsprechend verschoben worden war.

In der Wintersession 2017 wurde das Geschaft dann im Nationalrat diskutiert. Alle finf
Frauen, die jeweils einzeln das gleichlautende Postulat (Po. 17.3329, Po. 17.3330, Po.
17.3335, Po. 17.3336, Po. 17.3337) eingereicht hatten, ergriffen das Wort. Was das
Gosteli-Archiv so einzigartig mache, sagte Schmid-Federer (cvp, ZH), sei der Umstand,
dass die Frauenbewegung in 6ffentlichen Archiven kaum bis gar nicht vorkomme, weil
die Schweizer Frauen bis 1971 keine politischen Rechte besassen. Das Archiv enthalte
Zeugnisse, die von den staatlichen Archiven vernachlassigt worden seien: Zum Beispiel
sei Schweizer Burgerinnen bis 1952 bei einer Heirat mit einem Auslander das
Blrgerrecht entzogen worden. «Diese historische Sammlung zu verlieren bedeutet
somit zugleich, einen Teil der Identitdt der Schweiz zu verlieren», schlussfolgerte
Schmid-Federer. Der Grosse Rat des Kantons Bern habe im September einstimmig
zugesagt, einen Beitrag zum Erhalt des Gosteli-Archivs zu leisten. Der Kanton kénne die
Finanzierung aber nicht alleine stemmen, weshalb auch der Bund eine subsididre
Finanzierung Ubernehmen solle, so die CVP-Nationalratin weiter. Maya Graf (gp, BL)
strich hervor, dass die Frauenbewegung zu der grossten und friedlichsten sozialen
Bewegungen im letzten Jahrhundert zéhle. Weil die Frauen aber bis 1971 in der
offiziellen Politik, den Institutionen und Verwaltungstatigkeiten nicht vorkamen, fehle
die Dokumentation ihres Engagements auch im Bundesarchiv. Marthe Gosteli habe mit
ihrer Stiftung einen wichtigen Teil der Schweizer Geschichte gerettet, so Graf. Kathrin
Bertschy (glp, BE) wies darauf hin, dass das Gosteli-Archiv nicht einfach die Geschichte
der Frauenorganisationen beleuchte, sondern die Geschichte des Bundesstaates. Es
gebe nicht «die offizielle Politikgeschichte der Manner und die inoffizielle Geschichte
der Frauen», vielmehr sei «beides Teil unserer gemeinsamen Geschichte», so Bertschy.

Neben den funf Frauen ergriff einzig Yves Nidegger das Wort. Nidegger lobte die
Geschichte der Frauenbewegung in der Schweiz als «particulierement héroique». Denn
anders als in den meisten Landern Europas, in welchen mit der Einsicht der
Gleichstellung von Mann und Frau das Stimm- und Wahlrecht der Frauen als
Selbstverstandlichkeit Einzug in die jeweiligen Verfassungen gehalten habe, hatten die
Schweizer Frauen fur ihre politischen Rechte regelrecht kédmpfen muissen. Die
Anerkennung flr Gostelis Arbeit bestehe gerade darin, dass sie mit privatem
Engagement und privaten Mitteln - und ohne staatliche Hilfe - gegen die fehlende
offizielle Anerkennung der Rolle der Frau gekdmpft habe. Vor diesem Hintergrund sei
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DIRK STROHMANN

eine staatliche Finanzierung der falsche Weg, um diesem privaten Engagement den
gebUhrenden Respekt entgegenzubringen.

Bundesrat Alain Berset nahm den Ball Nideggers auf und préazisierte, dass mit der
Annahme der Postulate noch keine Finanzierung erfolge und somit auch kein Prajudiz
geschaffen werde. Stattdessen werde lediglich gepruft, ob die notwendigen
Bedingungen fur eine staatliche Unterstlitzung des Gosteli-Archivs gegeben seien und
ob eine gesetzliche Grundlage bestehe, die eine subsididare Finanzierung des Bundes
erlaube. Berset machte die Nationalratinnen und Nationalrate darauf aufmerksam, dass
es sich beim Gosteli-Archiv um Bestédnde von ungefahr einem Kilometer Lénge handle
und dass es als Kulturdenkmal von nationaler Bedeutung gelte. Deshalb solle die
Versammlung den Vorstéssen zustimmen.

In der anschliessenden Abstimmung wurden die funf gleichlautenden Postulate mit 134
zu 49 Stimmen (keine Enthaltung) angenommen. 47 Nein-Stimmen stammten von der
SVP-, die restlichen zwei von der FDP-Fraktion. ?

Staatsjubilaen

Im Zusammenhang mit den Bundesfeierlichkeiten von 1998 hatte sich der Nationalrat
mit einem Postulat von Gross (sp, ZH) zu befassen, das finanzielle Hilfen zur Férderung
von Forschungsarbeiten und Quelleneditionen verlangte, durch welche die
geschichtlichen Ereignisse zwischen 1798 und 1848 der Bevodlkerung néher gebracht
werden koénnten. Mit dem Einverstdndnis des Bundesrats wurde das Postulat
Uberwiesen. *

1) AB NR, 2014, S. 569; Po. 14.4094
2) AB NR, 2017, S.1686; AB NR, 2017, S. 2048ff.; AZ, 6.5.17
3) Amt. Bull. NR, 1995, S. 1603
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